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Heber einige literariſche Erſcheinungen auf dem Ge- 
biete der Berwaltungsteform. 
Von Dr. Franz v. Juraſchek. 
(Sortfegung.) 


Der Titel der anderen Schrift, welche gleichfalls bloß in der 
gänzlichen Umgeſtaltung unſerer Verwaltungseinrichtungen das Heil er⸗ 
blickt, lautet: „Kleine Gedanken über eine große Frage. 
Eine Studie über unſere Verwaltungsreform von A. von 
Obentraut“. (Wien 1875.) Auch Obentraut hält ſich wenig auf bei 
der Unterſuchung der gegenwärtigen Verwaltungszuſtände, ſie ſind ihm 
ohneweiters ſchlecht und er geht unmittelbar zur Entwicklung ſeines Sy⸗ 
ſtems über. Dieſes geht davon aus, daß in jedem Staate, insbeſondere 
aber im modernen ein gewiſſes Maß Selbſtverwaltung nöthig ſei. Die⸗ 
ſelbe iſt ihm Localverwaltung, welche ſich ſelbſt zu beſtimmen befähigt 
wird, ohne dadurch den Charakter einer Staatsverwaltung ganz abzu⸗ 
legen. Ihre Grenzen findet er überall dort, wo das Localintereſſe vom 
allgemeinen Staatsintereſſe überwogen wird. Als Grundlage jeder Ver⸗ 
waltung erſcheint ihm die Gemeinde, aber die Ortsgemeinde, richtiger 
die Ortſchaft, als ein von der Natur gegebenes, ſelbſtſtändiges Ganze, 
denn nur dort iſt der nöthige Gemeinſinn vorhanden. Jede Art von 
Zuſammenlegung auch die von Eataſtralgemeinden zu einer Ortsge⸗ 
meinde lehnt er ſelbſtverſtändlich ab. Dieſe kleinen Körper können 
aber nur einen engen ſelbſtſtändigen Wirkungskreis haben und dieſer 
ſollte bloß durch die allgemeine Definition im Art. V des Geſetzes vom 
5. März 1862 mit dem Zuſatze „inſofern als nicht nach allgemeinen 
oder beſonderen Geſetzen die Competenz anderer Organe eintritt“, be⸗ 


ſtimmt werden. Einer autonomen, d. h. einer ſich ſelbſt beſtimmenden 
Körperſchaft, meint Obentraut, hat Niemand berechtigter Weiſe etwas 
in ihren inneren Angelegenheiten vorzuſchreiben, und es ſoll daher der 
ganze autonome Inſtanzenzug abgeſchafft werden, da er ohnedies nur 
der Ausdruck der Ueberzeugung ſei, die Gemeinden würden das ihnen 
Zugemuthete nicht leiſten können. Die Gemeindevertretung allein wäre 
berechtigt, Handlungen des Gemeindevorſtandes im ſelbſtſtändigen Wir⸗ 
kungskreiſe zu corrigiren, und zum Schutze allgemeiner, wie privater 
Intereſſen gegen Verletzungen durch die Gemeinde, müßte ein unab⸗ 
hängiges, inappellables Gericht eingeſetzt werden. Gerichtshöfe ' dieſer Art, 
Obentraut nennt fie Syndciatsgerichtshöfe, bei welchen auch wegen 
ſonſtiger Pflichtverletzung oder wegen Unthätigkeit die autonomen Or⸗ 
gane belangt werden könnten, wären in jedem Lande je einer zu er⸗ 
richten. Ihre Mitglieder ſollte zur Hälſte die Landesvertretung wählen 
und zur Hälfte die Regierung ernennen. 

Auch von einigen Agenden des übertragenen Wirkungskreiſes, 
insbeſondere den ſtrafpolizeilichen Functionen müßten die Gemeinden 
entlaſtet werden. Letztere hätten nach dem Grundſatze von der Gewal⸗ 
tentheilung nicht die politiſchen Behörden, ſondern eigene Organe, „die 
Vögte“ zu übernehmen, welche in allen Perſonalverhältniſſen den Ge⸗ 
richten untergeordnet, vom Juſtizminiſter anzuſtellen ſein würden und 
außer den obgenannten auch friedensrichterliche Functionen zu üben, die 
Civilgerichte bei einzelnen Amtshandlungen, z. B. im Vormundſchafts⸗ 
weſen zu unterſtützen, als Polizeirichter zu amtiren, in Zukunft ferner 
die Legaliſirung der Urkunden zu bewirken, die Civilſtandsregiſter zu 
führen, Eheſchließungen zu protokolliren hätten. Während die Staats⸗ 
aufſicht über die Gemeindethätigkeit im ſelbſtſtändigen Wirkungskreis 
ganz entfallen ſollte, hätte ſie betreffs des übertragenen fortzubeſtehen, 
aber beſtrafen könnte der Staat die autonomen Organe nur mittelſt 
Geldbußen. Ihre Abſetzung könnte er nur vor dem Syndicatsgerichte, 
verlangen und bei Unthätigkeit derſelben müßte er ſeine Geſchäfte durch 
ſeine Organe auf Koſten der Unthätigen beſorgen laſſen. 

Einen allgemeinen und im Geſetze principiell ausgeſprochenen 
Unterſchied zwiſchen Stadt und Land will Obentraut nicht gemacht wiſſen, 
dagegen ſollte in mit Statuten verſehenen Städten, deren Zahl mög⸗ 
lichſt zu vermehren wäre, einerſeits die Autonomie eingeſchränkt, anderer⸗ 
ſeits aber der Bürgermeiſter als Bezirkshauptmann zur Leitung der 
ganzen Selbſt⸗ und Staatsverwaltung berufen werden. 

Außer und neben den Gemeinden ſollten noch als autonome 
Körper die Armen⸗ und Straßenverbände, die Sanitäts⸗ und Cultus⸗ 
bezirke beſtehen und zwar ein Armenverband zur Beſorgung des ganzen 
Armenweſens für jeden Gerichtsbezirk, ein Straßenverband zur Beſor⸗ 
gung der ganzen Straßenangelegenheiten für jeden Kreis. Das autos 
nome Organ jedes ſolchen Verbandes ſollte durch Wahl zuſammenge⸗ 
ſetzt werden. Ihre Leiſtungen hätten Inſpectoren zu beauſſichtigen. Zur 
Verantwortung könnten dieſe Organe nur vor den Syndicatsgerichten 
gezogen werden. Zur Durchführung ihrer Beſchlüſſe ſollten ſie volle 


Exccutivgewalt erlangen. Ihre Beamten wären durch Geſetz vor Willkür⸗ 
acten ſicherzuſtellen, auch müßte der Staat das Recht haben die Ent⸗ 
laſſung derſelben unter gewiſſen Bedingungen und vor einem Gerichte 
zu verlangen. Aehnlich wie dieſe Verbindungen wären die Cultus⸗ und 
Sanitätsbezirke einzurichten. Letztere hätten bloß die Sorge für die 
Sanitätsanſtalten, die Krankenhäuſer ꝛc., indeß die Gemeinden die 
Sanitätspolizei ſoweit nöthig behielten. 

Die beſtehenden Bezirksvertretungen müßten als Berufungsinſtanz 
wie als Aufſichtsbehörde über die Gemeinde entfallen, nur als geſetz⸗ 
gebende Körper (als Bezirkstage) könnten ſie beſtehen zur Genehmigung 
von Gemeindebeſchlüſſen, welche einer ſolchen bedürften, zur Spruch— 
fällung bei verſchiedenen Anſchaunngen mehrerer Gemeinden in einer 
ſie alle berührenden Angelegenheit des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes, 
zur Erſtattung von Gutachten und Vorſchlägen au die Landtage oder 
den Reichsrath. Ihre Mitglieder ſollten gewählr werden, aber nicht auf 
Grund einer Eintheilung der Wähler nach Gruppen, ſondern nach ihrer 
Steuerleiſtung. Die Uebermittlung der Vorlagen wie die Kundmachung 
der Beſchlüſſe u. ſ. w. der Bezirkstage, ſtünde den Bezirkshaupt⸗ 
männern zu. 

Der eigentlichen Staatsverwaltung wünſcht Obentraut durchweg 
vorzubehalten: die Sorge für die öffentliche Sicherheit, die Volkser⸗ 
ziehung die Steuer- und Heeresangelegenheiten, die Angelegenheiten 
des großen Verkehres, die Vorkehrungen gegen Epidemien und Seuchen ꝛc. 
Die Sicherheit der Perſon und des Eigenthums wäre durch ein Reichs⸗ 
ſicherheitsgeſetz zu fördern. Dasſelbe hätte die allgemeinen Pflichten der 
Staatsbehörden wie der Staatsbürger betreffs Förderung der öffentlichen 
Sicherheit, ebenſo die Organiſation des öffentlichen Sicherheitsdienſtes 
u. ſ. f. zu enthalten. Landesgeſetzen käme die Ausführung dieſer Grund⸗ 
züge zu. Insbeſondere wäre die Gendarmerie bloß für ihren eigenen 
Zweck zu verwenden, und hätte mit ihr in Verbindung eine allgemeine 
Sicherheitswache, deren Stärke für jede Gemeinde vom Staate beſtimmt 
würde, während ſie die Gemeinden entlohnte, überall gleich organiſirt, 
den übrigen geſammten Sicherheitsdienſt zu beſorgen. 

Schließlich ſpricht ſich der Verf. noch gegen eine Vermehrung 
der Bezirkshauptmannſchaften aus und meint es würden die beſtehenden 
genügen, man möge nur dafür ſorgen, daß ſie die nöthigen Hilfsämter 
für Bau⸗, Sanitäts⸗ und Landesculturweſen in ausreichendem Maße 
erhalten. 

Den Schluß bildet eine Zuſammenſtellung der Geſetze (25 an 
der Zahl), welche zur Verwirklichung des Verwaltungsſyſtemes nöthig 


Der bedeutendſte Vorzug dieſer Schrift beruht auf einer nicht 
bewieſenen Vorausſetzung. Wir meinen den Vorzug, daß fie einen 
einheitlichen ganz ausgearbeiteten Verwaltungsorganismus zur Annahme 
empfiehlt, denn dieſe Empfehlung beruht darauf, daß die beſtehenden Ver⸗ 
waltungsein richtungen durchweg unverbeſſerlich ſchlecht ſind und das wäre 
denn doch erſt zu beweiſen. Ueberdies muß es immerhin als ein koſt⸗ 
ſpieliges und leichtſinniges Experimentiren bezeichnet werden, wenn ein 
beſtehender Organismus nicht, inſoferne es möglich iſt, bloß umgebaut, 
ſondern fofort durch einen neuen erſetzt wird. Der Verf. hat daher ganz 
recht, wenn er meint, es würde viel Ueberlegung koſten und geraume 
Zeit verſtreichen, bevor man ſeine Vorſchläge annehmen könnte; man 
wird eben ſeine Ideen nützen, aber wohl kaum ſeinem Syſteme zu Liebe 
die heitegenpen Einrichtungen ganz beſeitigen. 

Im Einzelnen befriedigen uns insbeſondere 1 Anſchauungen 
von der Autonomie. Ganz richtig bezeichnet er dieſelbe als Local⸗ 
verwaltung und ſetzt ihr überall dort die Grenzen, wo ein Staats⸗ 
intereſſe anfängt, deun nicht die Menge der Geſchäfte, nicht das Was, 
ſondern das Wie der Verwaltung charakteriſirt die Autonomie. Dieſes 
Wie liegt aber in dem freien Sichſelbſtbeſtimmen des autonomen Körpers, 
welcher, ſolange die Autonomie eine Wahrheit bleiben ſoll, durchaus 
nicht gegängelt werden darf, weder von der Regierung noch von einer 
andern autonomen Körperſchaft. Die Folge davon iſt, daß in die auto⸗ 
nome Verwaltung nur wenige, nur jene Geſchäfte gewieſen werden dürfen, 
deren Behandlungsweiſe dem allgemeinen und Staatsintereſſe ziemlich 
gleichgültig iſt. Damit iſt es aber auch möglich, daß die Autonomie der 
Ortſchaft ertheilt wird, dem einzigen Körper, in welchem der zur autonomen 
Verwaltung durchaus nöthige Gemeinſein herrſcht und herrſchen kann. 
Wir ſtimmen daher ganz mit dem Verf. überein, wenn er einen 
kleinen autonomen Wirkungskreis gewähren und ihn jeder Ortſchaft 
gewähren will. Dagegen ſehen wir nicht ein, worin (abgeſehen von den 
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ſtrafpolizeilichen Functionen) der übertragene Wirkungskreis eingeſchränkt 
werden ſoll, indem dafür die Thätigkeit des Gemeindevorſtehers immer 
nöthig ſein wird, derſelbe aber auch die Aufgabe bewältigen kann. 

Eine andere Folge ſeiner Anſchauung von der Autonomie wird 
dem Verf. gewiß die heftigſten Gegner erzeugen, nämlich die Ein⸗ 
richtung mehrerer autonomer Körper höherer Ordnung, ſtatt eines ein⸗ 
zelnen dieſer Art. Wenige, einander über- und untergeordnete Behörden 
ſind das Kennzeichen bureaukratiſcher Verwaltung, keineswegs einer 
autonomen. Ja eine einfache autonome Verwaltung mit wenigen aber 
von Geſchäften überladenen Körperſchaften wird nie eine wahrhafte, 
ſondern ſtets eine inſpicirte, gegängelte, gemaßregelte ſein: Schon deß⸗ 
halb, weil die Männer, welche zur Verwaltung herangezogen werden 
können, weder ſich dafür eigens ausgebildet, noch auch die ganze Zeit 
ihres Tages dafür zur Verwendung haben, darf ein autonomes Organ 
nur wenige gleichartige und ſcharf umgrenzte Agenden zugetheilt erhalten 
und müſſen ſomit mehrere geſchaffen werden; aber auch deßhalb, weil für 
den einen Geſchäftskreis ein großer (z. B. für Straßenſachen), für den andern 
ein kleines Gebiet (z. B. für Armenweſen), für den einen dieſe, für 
den anderen jene Begrenzungsart (Cultus⸗Schul⸗Bezirk) paſſender er: 
ſcheint, müſſen verſchiedene autonome Organe errichtet werden. Wenn 
ſchließlich der verwickelte Inſtanzenzug beſeitigt iſt, wenn es nur ein 
einfaches Klagerecht an ein inappellables Gericht gibt, wenn dieſe Or⸗ 
gane ihre eigene ungefährliche Executive beſitzen, kurz wenn ihr Thätig⸗ 
keitskreis völlig geſchieden und ohne Berührungspunkte mit jenem der 
anderen autonomen und der Staatsbehörden iſt, dann dürfte man ſich 
doch kaum mit Recht über ihre zahlreichen Arten beklagen. Es kommt 
eben nur darauf an, daß die beſtehenden Organe wirklich thätig ſind 
und ſich gegenſeitig nicht hindern oder ſtören. Bei der Eigenart der 
autonomen Verwaltung aber bedingt jene Forderung mehrere mit in 
ſich gleichartigen, kleinen Wirkungskreiſen ausgeſtattete Organe, was 
als ein nothwendiges Uebel etwa hingenommen werden muß. Letztere 
Forderung aber als die möglichſt weitgehende Verhinderung von Com⸗ 
petenzſtreitigkeiten iſt auch bei einem einfachen Organismus nur zu 
erzielen, indem man jedem Organe einen beſtimmten Verwaltungsgegen⸗ 
ſtand in ſeiner Gänze zutheilt, nicht aber jedem nahezu alle Ver⸗ 
waltungsſachen in verſchiedenen Stadien und Beziehungen. Weil man 
auf letzterem Standpunkt verharrte, war jene ſo oft geſtellte Forderung 
nicht zu erfüllen und unſer Autor macht, inſoferne er den erſteren 
Standpunkt einnimmt einen achtenswerthen Fortſchritt in dieſer Frage. 

Wenn wir ferner mit der Umänderung der Bezirksvertretungen 
in rein legislative Bezirkstage, wie ſchon aus einer früheren Bemer⸗ 
kung erhellt, einverſtanden ſind, ſo können wir uns doch mit anderen 
Vorſchlägen nicht befreunden; ſo z. B. jenen betreffs der größeren 
Städte. Schon der Widerſpruch, welcher durch die ausnahmsweiſe Ver⸗ 
einigung der autonomen und ſtaatlichen Verwaltung in den Städten in 
ſein Syſtem hineingetragen wird, will uns nicht behagen, noch weniger 
aber der Gedanke, daß einer der beiden Verwaltungskreiſe durch 
den anderen höchſt wahrſcheinlich bei dieſer Vereinigung erdrückt werden 
würde. 

Auch mit den Syndicatsgerichten ſcheint uns der Verf. zu weit 
zu gehen. Ob es nicht doch trotz ſeiner Einwände vortheilhafter wäre, 
die Landesausſchüſſe, die ſich durch von der Regierung ernannte Perſonen 
zu Verwaltungsgerichtshöfen verſtärken könnten, zu dieſer Stellung zu 
berufen und zur völligen Sicherheit den oberſten Verwaltungsgerichts⸗ 
hof in Wien als Reviſionsinſtanz, etwa in der von Bovelmo vorge⸗ 
ſchlagenen Form zu beſtimmen? In dieſem Falle wird ja die Beladung 
eines Organes mit ungleichartigen Agenden weit weniger ſchaden können, 
als bei den unteren Organen. 

Ebenſo ſcheint es uns, als ob die Einſetzung von „Vögten“, 
wenn auch vollkommen den Anſprüchen von der Theilung der Gewalten 
entſprechend, ſich weniger praktiſch vortheilhaft erwieſe, als Erpoſituren 
der Bezirkshauptmannſchaften. Dieſe könnten neben den Geſchäften, welche 
der Verf. den Vögten zutheilt, auch die politiſchen Behörden unker⸗ 
ſtützen, ſei es als erhebende, ſei es als ausführende Organe derſelben. 
Unter dieſer Bedingung, ſonſt jedoch nicht, dürfte dann freilich auch 
die gegenwärtige Zahl der Bezirkshauptmannſchaften genügen. 

Einer der fruchtbarſten Gedanken endlich dünkt uns jener eines 
Reichsſicherheitsgeſetzes, ſowie der einer Organiſirung einer allge⸗ 
meinen Sicherheits wache durch den Staat zu fein. Die damit beant⸗ 
wortete Forderung iſt eben eine, welche vor allem anderen erfüllt 
werden ſollte; denn die Aufbeſſerung jedes andern Zuſtandes kann 


warten, die der Erhaltung und der Herſtellung der öffentlichen Sicher— Landesſanitätsrathe vorgeſchlagenen Bed 


heit nie. Sagt doch ein bedeutender Staatslehrer, ein Staat, welcher 
dieſe nicht gewährt, verdient ſeinen Namen nicht. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Frage der Commiſſionskoſten⸗Jahlung im Falle commiſſioneller 

Erhebungen aus Anlaß von Beſchwerden wegen geſundheits⸗ 

ſchädlicher Einflüſſe einer ſchon beſtehenden Betriebsanlage. 
Sinngemäße Anwendung des § 39 der Gew.⸗Ord. 


Mit dem Erlaſſe des Bezirksamtes in J. ddo. 9. März 1865 wurde 


wurde nach vorherigem Edictalverfahren und am 27. Februar ge⸗ 
pflogener Erhebung (welcher außer den nächſten Anrainern bloß ein 
Maurermeiſter als Sachverſtändiger und kein Sanitätsorgan beigezogen 
worden iſt) dem Martin B., Handſchuhfabrikanten aus P., die Be⸗ 
willigung zur Errichtung einer Weiß- oder Alaungärberei, 
Anlage einer Wäſche neben dieſer Gärberei zur Reinigung 
ertheilt. 

Ueber die wiederholten Beſchwerden des Bürgermeiſteramtes in 
Sch., welchen ſich die Gemeinden Unter⸗B. und Ober⸗B. angeſchloſſen 
haben, daß das Waſſer des Mühlgrabens, welcher die Stadt Sch. 
durchläuft und aus welchem dasſelbe in das Bräuhaus, in private und 
öffentliche Waſſerbehälter geleitet wird, durch den Betrieb der Weiß⸗ 
gärberei des B. derart verunreinigt ſei, daß es mit einem dichten weißen 
Schaum bedeckt ſei, einen widerlichen jaucheartigen Geruch verbreite 
und deswegen zum Kochen, Viehtränken, Wäſchereinigen und häuslichen 
Gebrauche unverwendbar und geſunheitsſchädlich ſei, wurden von der 
Bezirkshauptmannſchaft J. wiederholte commiſſionelle Erhebungen gepflogen, 
welche zu keiner Conſtatirung einer Waſſerverunreinigung fahrten. 

Auf Grund dieſer Erhebung hat die Bezirkshauptmannſchaft die 
Beſchwerdeführer jedesmal abgewieſen und insbeſondere hat die Bezirks⸗ 


hauptmannſchaft unterm 10. September 1873 erklärt, daß ſie beim 1876, 8. 11809 erkannt: 


vollſtändigen Abgange eines poſitiven Beweiſes, daß das Bachwaſſer 
einzig und allein durch die Weißgärberei des Martin B. verunreinigt 
wird, ferner beim vollſtändigen Abgange eines Ahatfächlichen Falles der 
Erkrankung irgend eines Thieres oder gar Menſchen in Folge Genufjes 
dieſes Waſſers nicht in der Lage iſt, den Betrieb dieſer Weißgärberei zu 
beſchränken oder gar einzuſtellen. Gleichzeitig hat die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft J. die Bezirkshauptmannſchaft K. um Einhebung der liqui⸗ 
dirten Commiſſionskoſten von der Beſchwerde ſührenden Gemeinde Sch. 
erſucht. 

5 Ueber den gegen dieſe bezirkshauptmannſchaftliche Entſcheidung 


eingebrachten Recurs des Bürgermeiſteramtes in Sch., in welchem ins⸗ 


beſondere auch hervorgehoben wurde, daß die Gemeinde Sch. nur in 
Wahrung der öffentlichen Geſundheitsrückſichten 


der Waſſerverunreinigung erſtattet habe, ſomit zur Tragung der Com⸗ vom 5. 


miſſionskoſten nicht verhalten werden könne, hat die Statthalterei mit 
Erlaß vom 3. November 1873 die Bezirkshauptmanuſchaſt J. an⸗ 
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ingungen mit dem Bemerken ge⸗ 
ſtattet, daß die Außerachtlaſſung der angeordneten Maßregeln die ſo⸗ 
fortige Betriebseinſtellung nach ſich ziehe. Rückſichtlich der Zahlungspflicht 
der Commiſſionskoſten werde erſt dann entſchieden werden, bis das. 
gegenwärtige Erkenntniß Rechtskraft erlangt habe. 

Nach eingetretener Rechtskraft der Statthalterei-Entſcheidung hat 
die Bezirkshauptmannſchaft die Liquidationen über die Commiſſionskoſten 
der Statthalterei wieder vorgelegt, welche mit dem Erlaſſe vom 2. Juli 
1876 erkannte, „daß die mit 484 fl. 48 kr. adjuſtirten Koſten der 
aus Anlaß der Verunreinigung des W. . baches durch den Betrieb 
der Weißgärberei des Martin B. und Sohn in J. nothwendigen ämt⸗ 
lichen Erhebungen von der Firma Martin B. und Sohn zu tragen 
ſind, weil der Gewerbsbetrieb dieſer Firma jene Koſten verurfacht hat“. 
Gegen die Auferlegung der Berichtigung dieſer Commiſſionskoſten 
der Miniſterialrecurs von den Fabriksbeſitzern Martin B. und 
Sohn eingebracht, in welchem ſie geltend machten, daß ſie die Weiß⸗ 
gärberei auf Grund der ihnen ertheilten Conceſſion betrieben, ſonach 
die nach der Statthalterei-Entſcheidung factiſch eingetretene Entziehung 
der Conceſſion, insbeſondere aber die derſelben vorausgegangenen ämt⸗ 


a zur lichen Erhebungen nicht verſchuldet haben, weil fie die Genehmigung 
der Felle der Betriebsanlage erwirkt hatten und ſomit allfällige Folgen der durch 


ſie betriebenen Weißgärberei nicht auf ihre Rechnung geſetzt werden 
dürfen. Schon nach den Beſtimmungen des XXX. Hauptſtückes a. b. G. B. 
über das Recht des Schadenerſatzes und der Genugthuung können die Re⸗ 
currenten für die aus dem Betriebe der Weißgärberei im W. . bache 
allenfalls entſtandenen Schäden und Erhebungskoſten nicht verantwort⸗ 
lich gemacht werden, weil die Beſchädigung keine widerrechtliche und 
aus ihrem Verſchulden nicht entſprungen iſt. Nach 8 39 Gew.⸗Ord. 
habe der Unternehmer die Koſten der Bekanntmachung und des Ver⸗ 
fahrens behufs Erlangung einer Conceſſion zu tragen und über die Tra⸗ 
gung der Koſten, wie die vorliegenden ſind, enthalte die Gewerbeordnung 
keine Norm. Auch ſeien die Koſten außerordentlich hoch und verſchiedene 
Commiſſionen ſeien nicht durch die Beſchwerdeführer vereitelt und er⸗ 
folglos gemacht worden. 

Das Miniſterium des Innern jedoch hat unterm 14. October 
„Dem Recurſe der Fabriksbeſitzer Martin 
B. und Sohn wird in finngemäßer Anwendung des § 39 der Gew.⸗ 
„Ord. keine Folge gegeben, weil nach der auf Grund der geflogenen 
Erhebungen erfloſſenen rechtskräftigen Entſcheidung der k. k. Statthalterei 
vont 21. Februar 1876 die Verunreinigung des Waſſers im W.. bache 
durch den Betrieb der Weißgärberei der Recurrenten verſchuldet wor⸗ 
den iſt“. Kl. 


Ueber ärztliche Deſervitenkoſten für Gemeindearme kommt im 
adminiſtrativen Wege abzuſprechen. 
Die Auslagen für die Beerdigung fremder Armer ſind Localpolizei⸗ 
Auslagen, ſie können daher von der Heimatsgemeinde nicht zurück⸗ 
gefordert werden. 


die Anzeige wegen Für Gemeindearme können in Gemäßheit des § 25 des Geſetzes 


Mai 1874, N. G. Bl. Nr. 50 keine Stolgebühren auf⸗ 
gerechnet werden. 


Am 9. Dec. 1874 erkrankte in G. (Bezirk Bludenz) der nach 


gewieſen, einvernehmlich mit den Recurrenten an geeigneten Stellen O. (Bezirk Cavaleſe) zuſtändige Uhrmacher Valerius S. und ſtarb bald 
und zur geeigneten Zeit Waſſerproben ausheben zu laſſen, deren chemiſche darauf. Die ſremde Gemeinde G. wendete ſich wegen Rückerſatzes der 
Analyſe zu veranlaſſen und den mit dem Sachverſtändigenbefunde er- ihr erwachſenen Krankheits-, Todfalls⸗ und Beerdigungskoſten, zuſammen 
gänzten Verhandlungsact zur Entſcheidung der Statthalterei vorzulegen. pr. 58 fl. 80 kr., durch die Heimatgemeinde des Verſtorbenen an die 
Das auf Grund der Waſſeranalyſe von Sachverſtändigen ab- Bezirkshauptmannſchaft Cavaleſe. ant ah 
gegebene Gutachten ging dahin, daß an der Verunreinigung des unter⸗ N Die Bezirkshauptmannſchaft Bludenz reſtringirte mit ihrer Ent⸗ 
halb der B.. ſchen Fabrik gelegenen W. . baches dieſe Fabrik ſcheidung vom 28. Auguſt 1875 den ärztlichen Conto auf 6 fl. 95 kr., 
allein die Schuld trägt, und daß dieſe Verunreinigungen großentheils den Verpflegsconto auf 21 it. 36 kr. und erklärte die Gemeinde O. zur 
aus organiſchen, ſtickſtoffhältigen, in Fäulniß begriffenen Stoffen und Zahlung dieſer Beträge, nicht aber auch zur Zahlung der aufgerechneten 
Fettkörpern beſtehen, wegen welcher in Gemeinſchaft mit den noch weiter Stolgebühren für verpflichtet. e d 5 
aus der Fabrik ſtammenden Mineralſubſtanzen das Waſſer zeitweilig aus 5 Gegen dieſe Entſcheidung ergriff die Gemeinde G. den Recurs. 
ſanitären Rückfichten weder zum Genuſſe für Menſchen und Thiere, noch Die Gemeinde O. hatte mittlerweile, ohne vom Recurſe der Gemeinde 
zur Bierbrauerei oder häuslichen Oekonomie verwendet werden kann. G. Kenntniß zu haben, den Betrag von 28 fl. 31 kr. an ärztlichen 
Die Statthalterei hat ſodann mit dem Erlaſſe vom 21. Februar und Verpflegskoſten berichtiget. N 
1876 auf Grund der neuerlich durchgeführten Erhebungen und nach Die Statthalterei entſchied unterm 24. April 1876 folgender⸗ 
Anhörung des Landesſanitätsrathes den von der Stadtgemeinde Sch. an⸗ maßen: 3 8 2 15 . 
gefochtenen Beſcheid der Bezirkshauptmannſchaft J. vom 10. Septem⸗ „Die ärztliche Deſervitenrechnung mit 6 fl. 9⁵ kr., über welche 
ber 1873 behoben und den Fortbetrieb der Bſchen Weißgärberei nur im politiſchen Wege nicht zu entſcheiden geweſen wäre, ſei als auf güt⸗ 
gegen genaue Einhaltung mehrerer von den Sachverſtändigen und dem lichem Wege beglichen anzuſehen, weil die Gemeinde O. den Betrag von 


28 fl. 31 kr., worunter auch obige Poſt inbegriffen iſt, bereits be- 
zahlt habe. 

Die eigentlichen Krankenverpflegskoſten wurden nach Antrag der 
Bezirkshauptmannſchaft Bludenz von 13 fl. 66 kr. auf 18 fl. 66 kr. 
erhöht; da nun die Gemeinde O. im Ganzen bloß 25 fl. 61 kr. zu 
bezahlen gehabt hätte, während fie factiſch 28 fl. 31 kr. bezahlte, fo 
halbe die Gemeinde G. der erſteren Gemeinde den Betrag von 2 fl. 70 kr. 
vückzuerſetzen. 

Die Aufbahrungs⸗ und Beerdigungskoſten excluſive der Stol⸗ 
und Meßnergebühr pr. 7 fl. 70 kr. habe die Gemeinde G. als Local⸗ 
polizei zu übernehmen und zu vergüten. 

Auf den Erſatz der kirchlichen Begräbnißkoſten inel. der Meßner⸗ 
gebühr könne gemäß § 23 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. 
Nr. 50 kein Anſpruch gemacht werden.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung wurde ſämmtlichen Perſonen, welche 
ſich Forderungen zu erheben ſür berechtigt halten, der Recurs offen gelaſſen. 

Die Gemeinde G. brachte nun gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung 
in offener Friſt den Recurs ein und führte in demſelben an: die ärzt⸗ 
liche Hilfe ſei jedenfalls als eine nöthige Unterſtützung ſür den Kranken 
anzuſehen; eine ſolche aber müſſe nach § 28 des Heimatgeſetzes von 
der Aufenthalts⸗Gemeinde vorbehaltlich des Erſatzanſpruches gegen die 
Heimatgemeinde geleiſtet werden. Was die Aufbahrungs⸗ und Beerdigungs⸗ 
koſten anbelange, ſo ſei nicht einzuſehen, warum die Aufenthaltsgemeinde 
aus dem Titel der Localpolizei eine Auslage zu tragen habe, die doch 
ſonſt von dem Nachlaſſe des Verſtorbenen, reſp. ſeinen zahlungsſähigen 
Verwandten zu beſtreiten ſei. 

. Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom 1. Sep⸗ 
tember 1876, 8. 11.103 dem Recurſe der Gemeinde G., inſoferne 
mit dieſem Recurſe der Ausſpruch einer Mehrleiſtung zu Laſten der 
Gemeinde O. begehrt wird, keine Folge gegeben, „weil die Heimatsge⸗ 
meinde nur die mit 18 fl. 66 kr. adjuſtirten Krankenverpflegskoſten 
und die nach Ausſcheidung der Todtenbeſchaugebühr mit 6 fl. 16 kr. 
feſtgeſetzten ärztlichen Deſervitenkoſten, welche im vorliegenden Falle im 
adminiſtrativen Wege zuzuſprechen find, zur Laſt fallen und dieſe 
Beträge durch den von der Gemeinde O, bereits in Folge der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaftlichen Entſcheidung ohne Vorbehalt geleiſteten Erſatzbe⸗ 
trag von 28 fl. 31 kr. ohnedies mehr als gedeckt ſind, die Auf⸗ 
bahrungs⸗ und Beerdigungskoſten als localpolizeiliche Auslagen die 
Aufenthaltsgemeinde G. treffen und dieſe Gemeinde auch rückſichtlich 
des Erſatzes der Stolgebühren einen rechtlichen Anſpruch an die 
Heimatgemeinde nicht ſtellen kann“. G. L. G. 


Notiz. 


(Wem gehört das Geweih?) Zu dieſer in den Nummern 46, 48, 50 
und 51 des Jahrg 1875 dieſer Zeitſchrift von verſchiedenen Geſichtspunkten aus erör⸗ 
terten Frage, finden wir eine theilweiſe neue Anſchauung in einem Correſpondenz⸗ 
artikel in Nr. 45 de 1876 der „Juriſtiſchen Blätter“ niedergelegt. Es heißt dort: 

„Meine unmaßgebliche Meinung geht dahin, daß Grundeigenthümer und 
Finder ein ſolches Eigenthum unter gar keiner Bedingung, der Jagdberechtigte 
blos durch Occupation zu erwerben fähig iſt. 

Das Geweih eines Thieres gehört unſtreitig zu deſſen fructus naturales 
im weiteren Sinne. 

Das Wild ſelbſt iſt res nullius (daher auch deſſen Nutzungen). 88 381— 
383 a. b. G B. ſagen es uns ausdrücklich, und 8 295, aus dem man das 
Eigenthum für den Grundeigenthümer deduciren wollte, kann in dieſem Sinne 
nicht auſgefaßt werden, denn wenn das Wild dem Grundeigenthümer gehörte, 
dann wäre für das Jagdrecht überhaupt kein Platz! 

Was ferner den Finder anbelangt, ſo kann von einem Funde im techni⸗ 
ſchen Sinne (§ 388 a. b. G. B.) ſchon darum keine Rede fein, weil derſelbe 
eine verlorene, als im Eigenthume geweſene Sache vorausſetzt. Soll aber unter 
dem „Finder“ der „Occupant verſtanden werden, ſo muß darauf hingewieſen 
wer den, daß das bürgerliche Geſetzbuch bezüglich der Occupationsberechtigung 
am Wilde auf die politiſchen Geſetze, reſp. auf die Jagdgeſetze hinweist. 

Damals galt das Jagdpatent vom 28. Februar 1786, an deſſen Stelle 
nach Aufhebung des Unterthansverbandes das Jagdgeſetz vom 7. März 1849, 
3. 154 R. G. Bl. trat, und von der Grundlage des letzteren entfernen ſich die 
neueren Landesjagdgeſetze (vergl. für Böhmen Landesgeſetz vom 1. Juni 1866, 
3. 49 L. G. Bl.) nur in wenig weſentlichen Punkten. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


192 


— — — — ñ=— ꝓäU—V— KÜ—: ' —i— (ßb!ß r, •—Tk —ßs«ö—;é —ů— 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


— 


Die älteren jagdpolizeilichen Vorſchriften wurden durch die Miniſterial⸗ 
verordnung vom 15. December 1852, Z. 5681, für aufgehoben erklärt, ſoweit 
ſie mit der gegenwärtigen Geſetzgebung nicht mehr übereinſtimmen, und gleich⸗ 
zeitig durch die in dieſer Miniſterialverordnung enthaltenen Beſtimmungen, welche 
zumeiſt mit dem Jagdpatente vom 28. Februar 1786 übereinſtimmen, erſetzt. 
Dieſe Miniſterialverordnung ſpricht, gleich dem Jagdpatente von 1786 (8 19), 
im 8 22 auch von der Occupation von todtem Wilde: „Wer ein Wild findet, 
welches ſich ſelbſt geſpießt oder ſonſt beſchädigt hat und zu Grunde geht, darf 
ſich dasſelbe nicht zueignen.“ Der Nutzungen und Früchte des Wildes wird aber 
nirgends Erwähnung gethan. 

Gewiß iſt nun der Eigenthümer eines Thieres auch Eigenthümer aller 
Nutzungen desſelben; der Jagdberechtigte iſt zwar nicht Eigenthümer des auf 
ſeinem Jagdterritorium befindlichen Wildes, wohl aber einzig und allein berechtigt, 
Eigenthum daran durch Zueignung zu erwerben und kein Zweiter genießt dieſe 
Berechtigung. 

Auch den Befitz eines todten Stückes Wild und a majore ad minus den 
Beſitz übrig gebliebener Theile, insbeſondere Geweihe ꝛc., darf ſomit blos er ſich 
aneignen. 

Bei dieſer Sachlage find wir gewiß vollkommen berechtigt, mittelſt eines 
Schluſſes per analogiam zu folgern, daß auch bloß der Jagdberechtigte einzig 
und allein befugt iſt, an einem abgeworſenen Hirſchgeweih durch Occupation 
Eigenthum zu erlangen. 

Dies iſt umſoweniger zu bezweifeln, als die verſchiedenen Jagdgeſetze und 
die eitirte Miniſterial⸗Verordnung vom 15. December 1852, ſowie das Straf⸗ 
geſetz das Verhältniß des Jagdberechtigten zum Wilde dem Verhältniſſe eines 
Eigenthümers zu ſeinem Eigenthume gleichſtellen (vergl. 8 1 des Jagdpatentes 
vom 28. Februar 1786, und 88 5 und 23 der eitirten Miniſterial⸗Verordnung 
und § 174 St. G.). 

Ja ein älteres, freilich in der Folge aufgehobenes Geſetz, die Reichs⸗ 
gejaidsordnung für Niederöſterreich vom Jahre 1743, enthält ſogar die aus⸗ 
drückliche Beſtimmung, daß ſich Niemand unterfangen ſolle, Hirſchſtangen auf⸗ 
zuheben, ſondern er zeige es dem Jagd⸗ oder Forſtknechte an. 

Dieſe aus dem Principe des Jagdrechtes gezogene Conſequenz wird auch 
durch den 8 14 des Jagdpatentes vom 28. Februar 1786, beziehungsweise den 
damit übereinſtimmenden § 13 der eitirten Miniſterial⸗Verordnung vom 15. De⸗ 
cember 1852 beſtärkt, demzufolge Eier und Neſter von Faſanen und Rebhühnern 
lediglich der Jagdberechtigte aufzuſuchen (alſo nach Umſtänden auch zu becupiren) 
befugt iſt. Geweihe und Stangen aber find gewiß nicht minder Früchte des 
Wildes als Eier; von beiden muß daher Dasſelbe gelten. 

Wir glauben ſomit auf unſerer oben ausgeſprochenen Anſchauung beharren 
zu müſſen und wünſchen nur, daß dieſe Ausführungen dazu beitragen mögen, 
einem Jagdliebhaber vorkommenden Falles den Beſitz eines prächtigen Geſtänges 
zu ſichern.“ 


Oefſentliche Verhandlungen beim k. k. Verwaltungsgerichtshofe 
werden ſtattfinden am: \ 

6. December 1876, um 10 Uhr Vormittags: Veſchwerde der Traun⸗ 
thaler Kohlenwerks⸗Geſellſchaft gegen das k. k. Ackerbauminiſterium wegen einer 
Grubenfeldverleihung ; 

7. December 1876, um 10 Uhr Vormittags: Beſchwerde der Emilie 
Lahmer gegen die k. k. Finanz⸗Landesdirection in Prag wegen einer Erwerbſteuer; 

um 11 Uhr Vormittags: Beſchwerde des J. Waldſtein gegen das 
k. k. Finanzminiſterium wegen Doppeltbemeſſung einer Gebühr; 

um 12 Uhr Vormittags: Beſchwerde des Pater Tiburtius Jaſchek 
gegen das k. k. Finanzminiſterium wegen Steuerfreiheit der Localitäten des 
Piariſtencollegiums in Jungbunzlau; 

9. December 1876, um 10 Uhr Vormittags: Beſchwerde der Dür⸗ 
mauler Ruſticaliſten gegen den böhm. Landes⸗Ausſchuß wegen Entziehung der 
Nutzungen von Gemeindegründen. - 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben die beim Oberſten Rechnungshofe erledigte Hof⸗ 
ſecretärsſtelle dem mit Titel und Charakter eines Hofſecretärs bekleideten Rech⸗ 
nungsrathe Joſef Körner verliehen. 


Erledigungen. 
Finanzconcipiſtenſtelle der zehnten Rangsclaſſe bei der n. ö. Finanz⸗ 
Landesdirection, bis 24. December. (Amtsbl. Nr. 268.) 
Kanzlei⸗Officialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Kanzliſten⸗ 
ſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der n. ö. Finanz⸗Landesdirection, bis 24. 
December. (Amtsbl. Nr. 269.) 


Hiezu eine literariſche Beilage. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


